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Beridit 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Inununität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Paul Schiwy, Hanau a. M., 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bun- 
destag vom 28. September 1969 

— Az. 23/69 — 


Berichterstatter ; 

Abgeordneter Dürr 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersiditliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Inununität und Geschäftsordnung 

Schoettle 

Vorsitzender 


Dürr 

Berichterstatter 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/356 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 23/69 — des 
Paul Schiwy, Hanau a. M., 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 27. Oktober 1969 und einem 
weiteren Schreiben vom 26. November 1969 hat 
der Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag ein- 
gelegt. 

Der Einspruchsführer nennt sich Vorsitzender 
der Positiv primären, traditionellen, konkreten 
geschäftsfähigen (BGB StGB-Kultur- und Zivili- 
sationsethosartskala) Souveränitätsgemeinschaft 
Deutschland. Zur Begründung seines Einspruchs 
macht der Einspruchsführer Ausführungen, die 
das gesamte staatliche Leben in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zum Gegenstand haben. In die- 
sem Zusammenhang erklärt er, er nehme für 
seine Person „in Anspruch gemäß bedingt pos. 
trad. Völkerrecht, treuhänderischer Staats- und 
Gerichtspräsident Deutschlands, allgemeingültig, 
zu sein''. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 


beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
und auch zulässig. Er ist jedoch offensichtlich unbe- 
gründet. 

Aufgabe der Wahlprüfung ist es festzustellen, ob 
durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
Ergebnis der Wahl beeinflußt worden ist. 

Der Einspruchsführer hat keine Verletzung der 
Wahlrechtsvorschriften behauptet. Seine Ausfüh- 
rungen sind in sich unverständlich und vermögen 
deshalb einen Wahleinspruch nicht zu begründen. 

Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuwei- 
sen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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